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Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/2169 — 

Entwurf eines Gesetzes über die Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank 
(DSL Bank-Gesetz — DSLBG) 

A. Problem 

Der Bund ist mit 99 v. H. am Grundkapital der Deutschen Sied

-

lungs- und Landesrentenbank (DSL Bank) beteiligt. Der öffent-
liche Auftrag der DSL Bank verlangt auch weiterhin eine Beteili-
gung des Bundes an dieser Bank. Das Interesse des Bundes erfor-
dert jedoch keine über eine Kapitalmehrheit von 51 v. H. hinaus-
gehende Beteiligungsquote. 

B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfes, der die Voraussetzungen dafür 
schafft, daß sich unter Aufrechterhaltung der Rechtsform der DSL 
Bank als Anstalt des öffentlichen Rechts andere juristische Perso-
nen, Personengesellschaften und natürliche Personen bis zu 
49 v. H. am Grundkapital der Bank beteiligen können. In diesem 
Rahmen kann die DSL Bank Personen des p rivaten Rechts und 
Personengesellschaften Beteiligungen als atypische stille Gesell-
schafter einräumen, denen mitunternehmerische Rechte gewährt 
werden. Darüber hinaus kann die Bank auch sonstige Beteiligun-
gen als stille Gesellschafter einräumen. Als Inkrafttretenstermin 
für das Gesetz empfiehlt der Ausschuß den 14. September 1989. 

Mehrheit im Ausschuß 



Drucksache 11/4759 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/2169 — mit der Maßgabe 
anzunehmen, daß § 21 Satz 1 folgende Fassung erhält: 

„Dieses Gesetz tritt am 14. September 1989 in  Kraft."  

Bonn, den 14. Juni 1989 

Der Finanzausschuß 

Gattermann 

Vorsitzender 

Dr. Meyer zu Bentrup 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup 

1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde in der 
80. Sitzung des Deutschen Bundestages am 19. Mai 
1988 zur federführenden Beratung an den Finanzaus-
schuß und zur Mitberatung an den Rechtsausschuß, 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sowie an den Haushaltsausschuß überwiesen. 
Mit dem Gesetzentwurf haben sich der Rechtsaus-
schuß am 15. Februar 1989, der Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten am 13. Oktober 
1988 und der Haushaltsausschuß am 25. Januar 1989 
befaßt. Der Finanzausschuß hat die Vorlage am 
22. Februar 1989 und am 14. Juni 1989 beraten. 

2. Inhalt des Gesetzentwurfs 

a) Grundsätzliches 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzent-
wurf basiert auf der Überzeugung, daß p rivate Wirt

-schaftstätigkeit und Privateigentum an den Unterneh-
men im System der sozialen Marktwirtschaft grund-
sätzlich Vorrang vor unternehmerischer Betätigung 
des Staates haben. Dieser Auffassung entsprechend 
ist privates Kapital soweit wie möglich an im Besitz 
der öffentlichen Hand befindlichen Unternehmen zu 
beteiligen. Die Beteiligungspolitik des Bundes ist 
demnach möglichst restriktiv auszugestalten und auf 
den Abbau von Beteiligungen zu richten, wobei auch 
das Ziel einer breiten Streuung des vom Bund ange-
botenen Beteiligungsbesitzes zu berücksichtigen ist. 

Ausgehend von dieser Grundsatzposition hat die Bun-
desregierung den Bundesminister der Finanzen be-
auftragt, die unmittelbaren Beteiligungen des Bundes 
im Hinblick auf deren Notwendigkeit zu prüfen. Bei 
der DSL Bank hat diese Prüfung ergeben, daß insbe-
sondere die Aufgaben der strukturellen Verbesserung 
des ländlichen Raums einschließlich der ländlichen 
Siedlung, der Verbesserung der Infrastruktur und des 
Umweltschutzes sowie der Eingliederung der aus 
der Landwirtschaft stammenden Vertriebenen und 
Flüchtlinge weiterhin für eine Beteiligung des Bundes 
an dieser Bank und für die Aufrechterhaltung der öf-
fentlich-rechtlichen Rechtsform des Ins tituts spre-
chen. Das Bundesinteresse erfordert danach jedoch 
keine über eine Kapitalmehrheit von 51 v. H. hinaus-
gehende Beteiligung. 

Aufgrund dieses Prüfungsergebnisses hat die Bundes-
regierung den vorliegenden Gesetzentwurf einge-
bracht, der die Voraussetzungen dafür schaffen soll, 
daß die Beteiligungsquote des Bundes an der DSL 
Bank auf 51 v. H. zurückgeführt wird. Dabei sollen 

— der Status der Bank als Anstalt des öffentlichen 
Rechts aufrechterhalten bleiben, 

— die Geschäftstätigkeit des Ins tituts stärker privat-
wirtschaftlich ausgerichtet, sein Aufgabenbereich 
im Auftragsgeschäft aber nicht geändert werden, 

— das Recht der Bank zur Ausgabe von Schuldver-
schreibungen nicht eingeschränkt werden. 

Der Gesetzentwurf sieht keine Regelungen darüber 
vor, wie die Teilprivatisierung der DSL Bank realisiert 
werden soll. Als denkbare Form der Beteiligung Pri-
vater an der Bank nennt die Bundesregierung die mit-
telbare Beteiligung über eine Holding-AG, die sich an 
dem Institut direkt oder als atypischer sti ller Gesell-
schafter indirekt beteiligen könnte. Zielsetzung sei 
zwar letztlich eine direkte Beteiligung P rivater, doch 
solle die beabsichtigte Teilprivatisierung zunächst 
mittels einer atypisch s tillen Beteiligung verwirklicht 
werden. 

b) Im einzelnen 

Der Gesetzentwurf sieht im einzelnen vor allem fol-
gendes vor: 

— Aufrechterhaltung des Status der Bank als Anstalt 
des öffentlichen Rechts und damit auch Beibehal-
tung der Anstaltslast des Bundes. 

— Hervorhebung der gesetzgeberischen Absicht, daß 
die Bank schwerpunktmäßig im Wettbewerbsge-
schäft tätig sein so ll . 

— Eröffnung der Möglichkeit für den Bund, seine 
Beteiligungsquote am Grundkapital der DSL Bank 
bis auf 51 v. H. zu reduzieren. 

— Eröffnung der' Möglichkeit für andere juristische 
Personen, Personengesellschaften und natürliche 
Personen, sich bis zu 49 v. H. an der DSL Bank zu 
beteiligen, wobei neben einer direkten Ober-
nahme von Kapitalanteilen eine Beteiligung von 
Personen des p rivaten Rechts und von Personen-
gesellschaften als atypische stille Gesellschafter 
vorgesehen ist. 

— Entsprechende Anwendung der Regelungen des 
Aktiengesetzes für 

= die Bildung der gesetzlichen Rücklagen 

= die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der 
Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder. 

— Gemeinsame Aufsicht des Bundesministers der Fi-
nanzen und des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten über die DSL Bank. 

— Aufhebung der Regelung, nach der bei der Haupt-
versammlung auf je 500 000 DM eine Stimme 
entfällt, da sich ein Betrag dieser Größenord-
nung nicht mit dem Ziel einer möglichst breiten 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/4759 

Streuung der zu privatisierenden Anteile an der 
Bank verträgt. 

— Entsprechende Anwendung der für Kreditinstitute 
in der Rechtsform der Ak tiengesellschaft gelten-
den Vorschriften über die Aufstellung, Prüfung 
und Feststellung des Jahresabschlusses sowie über 
die Verwendung des Jahresüberschusses und des 
Bilanzgewinns. 

— Unbefristete Verpflichtung der DSL Bank, alle An-
teile eines an ihrem Grundkapital beteiligten Lan-
des gegen Zahlung zum Nennwert zurückzuneh-
men, während diese Verpflichtung derzeit auf die 
bis zum 1. Ap ril 1980 erworbenen Anteile be-
schränkt ist. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes ist im 
Gesetzentwurf offengelassen worden. 

3. Stellungnahmen des Bundesrates und der 
mitberatenden Ausschüsse 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen klarzustellen, daß 
die Möglichkeiten der Veräußerung von Landesantei-
len an der DSL Bank an Dritte oder der Beteiligung der 
betreffenden Länder an der geplanten Teilprivatisie-
rung von der Verpflichtung der DSL Bank, die Anteile 
eines an ihrem Grundkapital beteiligten Landes ge-
gen Zahlung des Nennwerts der Beteiligung zurück-
zunehmen, unberührt  bleiben. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß sowie der eben-
falls mitberatende Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten haben mehrheitlich die Annahme 
des Gesetzentwurfes vorgeschlagen. Der gleichfa lls 
mitberatende Rechtsausschuß hat mitgeteilt, daß er 
gegen den Gesetzentwurf keine rechtlichen, insbe-
sondere keine verfassungsrechtlichen Bedenken er-
hebe. 

4. Ausschußempfehlung 

Der Gesetzentwurf ist im federführenden Finanzaus-
schuß mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der Oppositionsfraktionen bei Nicht-
beteiligung eines Mitglieds der Fraktion der SPD an 
der Abstimmung angenommen worden. 

Dabei haben die Koalitionsfraktionen ihre Grundauf-
fassung bekräftigt, daß die unternehmerische Betäti-
gung des Staates soweit wie möglich einzuschränken 
und privates Kapital verstärkt an Unternehmen der 
öffentlichen Hand zu beteiligen sei. Sie haben betont, 
daß die geplante Teilprivatisierung der DSL Bank Be-
standteil der von ihnen verfolgten Privatisierungspoli-
tik sei, wobei aber auch die Frage aufgeworfen wurde, 
ob man nicht schon jetzt eine Vollprivatisierung des 
Instituts hätte anstreben können. Hierzu hat die Bun-
desregierung erklärt, daß eine Vollprivatisierung der 
DSL Bank zum jetzigen Zeitpunkt nicht angebracht 
sei, weil 

— das Institut nach wie vor öffentliches Auftragsge-
schäft in nicht unbedeutendem Umfang (1988: 
13,6 v. H. der Bilanzsumme) durchführe und dar- 

über hinaus rd. 40 v. H. des gesamten Kreditneu-
geschäfts der Bank in den ländlichen Raum verge-
ben würden und öffentlichen Belangen im Sinne 
des § 2 Abs. 1 DSLBG dienten, 

— das Ins titut im Wettbewerbsbereich sowohl Ge-
schäftsbank als auch Hypothekenbank sei mit der 
Folge, daß bei einer Umwandlung der Bank in eine 
Aktiengesellschaft entweder der Hypotheken-
bankanteil abgegeben werden oder die Bank 
durch Sonderregelung als gemischte Hypotheken-
bank zugelassen werden müsse, 

— die Refinanzierungsstruktur der Bank noch der 
anderer öffentlich-rechtlicher Kreditinstitute ent-
spreche. 

Die Ausschußmehrheit hat sich diese Argumenta tion 
zu eigen gemacht, dabei aber betont, daß längerfristig 
eine Vollprivatisierung der DSL Bank angestrebt wer-
den müsse. Zugleich hat sie erklärt, daß die geplante 
Teilprivatisierung der DSL Bank ein wich tiger Schritt 
auf dem Weg zur Realisie rung dieses Ziels sei. 

Der in diesem Zusammenhang diskutierten Anre-
gung, den Zeitpunkt der Vollprivatisierung des Insti-
tuts schon jetzt festzulegen, schloß sich die Ausschuß-
mehrheit nicht an. Sie vertrat die Auffassung, daß eine 
solche Maßnahme der Geschäftspolitik der DSL Bank 
abträglich und es vielmehr zweckmäßig sei, die wei-
tere Entwicklung des Instituts abzuwarten und der 
DSL Bank Zeit zu lassen, sich über die vorgesehene 
Lösung allmählich auf die Vollprivatisierung einzu-
stellen. Um das Ziel der Vollprivatisierung zu bekräf

-

tigen, stellt die Ausschußmehrheit fest: „Der Aus-
schuß nimmt an, daß der Anteil des öffentlichen Auf-
tragsgeschäfts (1988: 13,6 v. H.) in Zukunft weiter zu-
rückgehen wird. Der Ausschuß erwartet eine Ge-
schäftspolitik der Bank, die insgesamt eine Vollpriva-
tisierung des Ins tituts zu einem späteren Zeitpunkt 
ermöglicht." 

Zu dem gegen den Gesetzentwurf vorgebrachten, im 
federführenden Finanzausschuß allerdings nicht aus-
drücklich diskutierten Einwand, durch die vorgese-
hene Teilprivatisierung könnten insofern Wettbe-
werbsverzerrungen entstehen, als die Freiheit eines 
im Wettbewerb stehenden Ins tituts mit Vorteilen der 
öffentlich-rechtlichen Rechtsform der Bank, insbeson-
dere der Anstaltslast, verknüpft werde, hat die Bun-
desregierung schriftlich Stellung genommen. Dabei 
hat sie die Auffassung vertreten, daß ein Wettbe-
werbsvergleich an den bestehenden Verhältnissen 
ansetzen müsse. Vergleiche man die jetzige Wettbe-
werbssituation der DSL Bank mit deren künftiger 
Wettbewerbsstellung, so bleibe festzuhalten, daß die 
Bank durch die Beteiligung P rivater an ihrem Kapital 
künftig ihre Geschäftspolitik stärker an Ertragsge-
sichtspunkten ausrichten, eine marktübliche Verzin-
sung ihres Eigenkapitals erbringen und entspre-
chende Ausschüttungen vornehmen müsse. Das Insti-
tut werde seine bisherige Stellung im Wettbewerb nur 
mit verstärkten Anstrengungen halten können. 

Gemessen an der derzeitigen Wettbewerbslage ist 
nach den Darlegungen der Bundesregierung auch 
durch die nach der Teilprivatisierung unverände rt 

 beim Bund liegende Anstaltslast keine Verbesserung 
der Wettbewerbsstellung der DSL Bank zu erwarten, 
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da sich insoweit gegenüber dem jetzigen Zustand ma-
teriell nichts ändern werde. Etwaige vorteilhafte Wir-
kungen der Anstaltslast auf den Wettbewerb seien 
aufgrund der mit der Anstaltslast allgemein verbun-
denen Verpflichtung, die Bank während ihres Beste-
hens voll funktionsfähig zu halten, ebensowenig meß-
bar wie vorteilhafte Wettbewerbswirkungen, die mit 
den Einlagensicherungseinrichtungen beispielsweise 
der genossenschaftlichen Bankenorganisation ver-
bunden seien. 

Zu dem weiteren gegen den Gesetzentwurf erhobe-
nen Einwand, für die künftigen p rivaten Anteilseigner 
der Bank sei keine volle Teilnahme an möglichen Ver-
lusten des Instituts vorgesehen, hat die Bundesregie-
rung in ihrer genannten schriftlichen Stellungnahme 
ausgeführt, daß diese Auffassung u. a. deswegen 
nicht zutreffe, weil 

— vorgesehen sei, die in Aussicht genommene Hol-
ding am Gewinn und Verlust der DSL Bank ent-
sprechend ihrer Beteiligungsquote zu beteiligen, 

— die Beteiligung der Holding an der DSL Bank als 
atypisch stiller Gesellschafter steuerrechtlich u. a. 
voraussetze, daß ein mitunternehmerisches Risiko 
gegeben sei, 

— die Einlagen der Holding bei der DSL Bank nach 
§ 10 Abs. 4 KWG u. a. nur dann als Eigenkapital 
anerkannt würden, wenn sie in vollem Umfang am 
Verlust teilnähmen und erst nach Bef riedigung der 
Gläubiger der Bank zurückgefordert werden 
könnten, wobei das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen bestätigt habe, daß der Teilprivatisie-
rungsplan diese Voraussetzungen erfülle. 

Ausführlich befaßt hat sich der Ausschuß mit der 
Frage der Aufsichtsführung über die DSL Bank. Nach-
dem die Ausschußmehrheit zunächst vorgesehen 
hatte, die Aufsicht über die Bank künftig allein vom 
Bundesminister der Finanzen ausüben zu lassen, hat 
sie sich nach Wiederaufnahme der Beratungen in der 
Sitzung am 14. Juni 1989 dafür entschieden, die der-
zeitige Regelung beizubehalten, nach der die Aufsicht 
über das Institut dem Bundesminister der Finanzen 
und dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten gemeinsam obliegt. 

Diskutiert wurde auch § 8 des Gesetzentwurfes, der 
im Gegensatz zur bisherigen Regelung nicht mehr 
vorsieht, daß mindestens ein Vorstandsmitglied der 
DSL Bank die Befähigung zum Richteramt haben 
muß. Der Ausschuß hat hierzu festgestellt, daß die 
Abschaffung dieses Erfordernisses in erster Linie not-
wendige Folge der Teilprivatisierung der DSL Bank 
und weniger in den in der Gesetzesbegründung ge-
nannten Regelungen des KWG begründet sei. Die 
Teilprivatisierung der DSL Bank forciere die Anglei-
chung ihrer Geschäftstätigkeit an die Geschäftstätig-
keit der p rivaten Kreditins titute. Dies verlange die 
Beseitigung von Behördenstrukturen, die bei der DSL 

Bank nach Auffassung des Ausschusses früher ihre 
Berechtigung hatten, weil überwiegend öffentliche 
Aufgaben zu erfüllen waren. 

Der Ausschuß befaßte sich auch mit der Stellung

-

nahme des Bundesrates zum Gesetzentwurf, nach der 
gesetzlich klargestellt werden soll, daß die Möglich-
keiten der Veräußerung von Landesanteilen an der 
Bank an Dritte oder der Beteiligung der betreffenden 
Länder an der Teilprivatisierung von der in § 19 vor-
gesehenen Verpflichtung der DSL Bank, die Anteile 
eines an ihr beteiligten Landes gegen Zahlung des 
Nennwerts der Beteiligung zurückzunehmen, unbe-
rührt bleiben. Mit der Bundesregierung vertrat die 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen die Auffassung, 
daß die vom Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung 
des Gesetzentwurfes nichterforderlich sei, um den an 
der DSL Bank beteiligten Ländern die vom Bundesrat 
geforderte Rechtsposition einzuräumen, da der Ge-
setzentwurf diese bereits beinhalte. Die Ausschuß-
mehrheit sieht in § 19 des Gesetzentwurfs keine Ein-
schränkung der Rechtsposition der beteiligten Län-
der. 

Die Ausschußmehrheit hat den Gesetzentwurf um das 
Inkrafttretensdatum 14. September 1989 ergänzt. 

Die Fraktion der SPD hat ihre ablehnende Haltung zu 
der Vorlage einerseits mit ihrer Grundsatzposition zur 
Privatisierung von Bundesunternehmen begründet, 
zum anderen aber auch mit konkret auf das vorlie-
gende Gesetzesvorhaben bezogenen Argumenten. 
Bei letzteren vertrat sie die Auffassung, daß es sich bei 
der DSL Bank um ein für den Sonderbereich des länd-
lichen Raumes geschaffenes und hierin gewachsenes 
Institut handele, das einer Privatisierung nicht zu-
gänglich sei. Sie bezeichnete es als inkonsequent, daß 
der Bund an der Bank weiterhin eine Beteiligung in 
Höhe von 51 v. H. halten solle. Unlogisch sei es zu-
dem, das der DSL Bank eingeräumte öffentlich-recht-
liche Emissionsrecht teilweise privatisieren zu wollen. 
Nach Einschätzung der Fraktion der SPD hängt der 
Erfolg der Geschäftspolitik der DSL Bank wesentlich 
von diesem Emissionsrecht ab, weshalb es auch in 
Zukunft mit einer öffentlich-rechtlichen DSL Bank 
verbunden bleiben müsse. Bedenken hat die Fraktion 
der SPD zu der für die DSL Bank vorgesehenen Hol-
ding-Konstruktion geäußert. Sie hat schließlich darauf 
hingewiesen, daß mit einer Klage der Arbeitnehmer 
der DSL Bank wegen der Mitbestimmungsfrage ge-
rechnet werden müsse. A lles in allem sei die Geset-
zesvorlage von ideologischem Denken geprägt, das 
pragmatische und sachgerechte Lösungen verhindert 
habe. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat ihre Ablehnung der 
Gesetzesvorlage damit erklärt, daß diese unzurei-
chend begründet sei. Sie ist der Auffassung, daß im 
vorliegenden Fall  Privatisierung um der Privatisie-
rung willen betrieben werde. 

Bonn, den 14. Juni 1989 

Dr. Meyer zu Bentrup 
Berichterstatter 






